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Alternative 
Antriebe fördern

Konventionelle Treibstoff e erzeugen viele Emissionen, die zu lokalen Umfeld- und 
Umweltbelastungen führen. Das Handlungsfeld Alternative Antriebe umfasst 
deshalb Maßnahmen, die eine lokal emissionsfreie Mobilität fördern. In den Maß-
nahmen geht es es beispielsweise um mehr Ladeinfrastruktur für E-Mobilität im 
öff entlichen Raum. Dieser erfolgt im Sinne des Konzessionsvertrages mit der KOM 
| DIA und wird von der Stadt Braunschweig darüber hinaus fokussiert. Neben der 
nötigen Ladeinfrastruktur soll der Anteil von E-Autos bei Sharing Angeboten er-
höht werden sowie stadteigene Fahrzeugfl ott en elektrifi ziert werden.
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Ausbau der 
Ladeinfrastruktur im 
öff entlichen Raum1

Die öff entliche Ladeinfrastruktur 
wird bedarfsgerecht ausgebaut, 
wobei auch halböff entliche Räume 
geprüft  werden. Es soll auch eine 
Erweiterung in Parkhäusern und 
Tiefgaragen geben.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Elektrifi zierung 
von dienstlichen 
Fahrzeugfl ott en2

Braunschweig rüstet ihre Fuhrparks 
schritt weise auf Elektromobilität um 
und fördert auch Sharing-Anbieter 
bei der Elektrifi zierung. 

Ausbau der Alter-
nativen Antriebe in 
der Busfl ott e3

Bei Neuanschaff ungen von Bussen 
wird geprüft , wie diese mit alterna-
tiven Antrieben ausgestatt et werden 
können, damit  100 Prozent der 
Busfl ott e bis 2035 mit alternativen 
Antrieben verkehrt. Auch für die Re-
gionalbusfl ott e wird die Investition in 
alternative Antriebe angeregt.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Auf- und Ausbau von 
öff entlicher Ladein-
frastruktur in Park-
häusern, Tiefgaragen4

Die Verwaltung will Parkhäuser und 
Tiefgaragen im Stadtgebiet für (halb-) 
öff entlich zugängliche Ladeinfra-
struktur ertüchtigen. Geplant ist ein 
Mix aus Schnellladern und normalen 
Ladepunkten, um die Elektromobili-
tät zu fördern.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Förderung von Car-
sharing-Stellplätzen 
mit 
Ladeinfrastruktur5

Im öff entlichen Raum werden Stell-
fl ächen für Carsharing-Fahrzeuge 
prioritär für Elektroautos genehmigt. 
Dabei wird die notwendige Lade-
infrastruktur berücksichtigt und ent-
sprechende Strukturen zur Unter-
stützung des Prozesses geschaff en.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

 DIE MASSNAHMEN FÜR 
 ALTERNATIVE ANTRIEBE IM ÜBERBLICK 
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Autoverkehre  
koordinieren

Mit 47 Prozent an allen Wegen legen die Menschen in Braunschweig die meisten 
Wege mit dem Auto zurück. Das Straßennetz besteht aus Bundesautobahnen, Bun-
desstraßen, Landes- und Kreisstraßen sowie städtischen Straßen. Die Bestands-
analyse zeigt, dass einige Straßenzüge zum Großteil für die Hauptverkehrszeiten 
ausgelegt sind und daher für den restlichen Tag teilweise überdimensioniert 
wirken. Mit den Maßnahmen soll ein strategisches Hauptnetz für den KfZ-Vekehr 
umgesetzt werden, eine Verkehrsberuhigung auf Nebenstraßen erreicht werden, 
Durchgangsverkehr durch veränderte Verkehrsführungen verlagert werden und 
Strecken zur Innenstadtumfahrung umgestaltet werden.. 
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Verkehrsberuhigung 
auf Nebenstraßen1

In ausgewählten Nebenstraßen wird 
der Verkehr beruhigt, während auf 
dem restlichen Straßennetz die be-
stehenden Geschwindigkeiten aus 
Erreichbarkeits- und Bündelungs-
gründen beibehalten werden. Die 
Spielräume der StVO werden genutzt, 
um diese Maßnahmen umzusetzen.

Umsetzung eines 
Hauptnetzes für den 
Kfz-Verkehr2

Im Mobilitätsentwicklungsplan für 
Braunschweig wurde ein Hauptnetz 
für den Kfz-Verkehr mit strategi-
schen Achsen entwickelt, die eine 
Bündelungsfunktion im Straßennetz 
übernehmen. Priorisierte Maßnah-
men zur Verbesserung der Verkehrs-
flüsse werden schnell umgesetzt, 
weitere folgen anschließend.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Verkehrliche Beruhi-
gung von Ortsdurch-
fahrten3

Zur Beruhigung von Ortsdurch-
fahrten werden Maßnahmen wie 
Fahrbahnverschwenkungen und 
Reduzierungen der Fahrbahnbreite 
umgesetzt. Diese fördern die Be-
lebung der Seitenräume, während die 
Durchlässigkeit für den Kfz-Verkehr 
erhalten bleibt.

Verkehrsberuhi-
gende Maßnahmen 
in Geschäftslagen4

Verkehrsberuhigende Maßnahmen 
in Geschäftslagen stärken die Innen-
stadt und Stadtteilzentren, indem sie 
die Sicherheit des Fußverkehrs erhö-
hen. Gleichzeitig werden Lieferzonen 
eingerichtet und die Einführung von 
Kurzzeitparkplätzen geprüft, um die 
Erreichbarkeit zu verbessern.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Veränderter Ver-
kehrsführungen im 
weiteren Straßennetz5

Das Kfz-Netz wird überprüft und 
bedarfsgerecht angepasst, etwa 
durch geänderte Verkehrsführun-
gen auf ausgewählten Abschnitten. 
Dabei fließen Erkenntnisse aus dem 
strategischen Hauptnetz in die Um-
gestaltung mit ein.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

 
Prüfung und ggf. Um-
bau des City-Rings6

Der Umbau des City-Rings wird ge-
prüft, um mehr Platz für ÖPNV, Rad-
verkehr und Fußverkehr zu schaffen, 
während die Haupterschließungs-
funktion für den MIV erhalten bleibt. 

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

 DIE MASSNAHMEN FÜR DEN  
 FLIESSENDEN KFZ-VERKEHR IM ÜBERBLICK 
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Optimierung der süd-
lichen Innenstadt- 
umfahrung8

Nach der verkehrlichen Unter-
suchung des Bohlwegs wird die 
Optimierung der südlichen Innen-
stadtumfahrung für den MIV, ÖPNV 
sowie Fuß- und Radverkehr geprüft. 
Ziel ist eine verbesserte Vernetzung 
der Verkehrsträger.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Prüfung und ggf. Um-
bau des Wilhelmini-
schen-Rings9

Der Wilhelminische Ring wird im 
Rahmen der Bohlweg-Umgestaltung 
auf seine Leistungsfähigkeit geprüft 
und umgebaut, wobei die Hauptver-
teilerfunktion für den MIV priori-
siert wird. Dabei werden auch die 
Flächenbedarfe für den Umweltver-
bund, einschließlich ÖPNV, Rad- und 
Fußverkehr, berücksichtigt.

Prüfung Bedeutung 
des Brodwegs10

Die Bedeutung des Brodwegs für alle 
Verkehrsmittel wird im Rahmen des 
strategischen Hauptnetzes geprüft, 
mit besonderem Augenmerk auf die 
Anforderungen von Einsatzfahrzeu-
gen. Diese Prüfung erfolgt im Kontext 
der regelmäßigen Weiterentwicklung 
des Hauptnetzes.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Konzept zur Verla-
gerung des Durch-
gangsverkehrs7

Ein Konzept zur Reduzierung des 
Durchgangs-MIV in der Innenstadt 
wird entwickelt, wobei die Erreich-
barkeit und Stauvermeidung gewähr-
leistet bleiben. Nach der Erstellung 
folgt die Planung und Umsetzung, 
inklusive einer neuen Organisation 
der Parkhäuser.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität
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Parken  
organisieren

Der ruhende Verkehr bezeichnet das Abstellen von Autos, ob im öffentlichen Stra-
ßenraum oder dem Parken in Tiefgaragen und Parkhäusern. Die Koordination ist 
eine wichtige kommunale Stellschraube der Verkehrsentwicklung. Bis jetzt hat 
Braunschweig kein gesamtstädtisches Parkraummanagementkonzept. Zentral 
sind demnach die Umsetzung eines Parkaummanagements, die Planung von  
Quartiersgaragen in Neubaugebieten, das Nachrüsten in Bestandsquartieren. 
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Erarbeitung einer 
städtischen  
Stellplatzsatzung1

Die Novellierung der NBauO 
schränkt kommunale Stellplatz-
anforderungen für Wohnen stark 
ein, weshalb die Sinnhaftigkeit von 
Stellplatznachweisen in anderen 
Nutzungsbereichen geprüft wird. 
Zudem werden Mobilitätskonzepte 
entwickelt, um dem steigenden Park-
druck im öffentlichen Raum effektiv 
zu begegnen. 

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Planung von  
Quartiersgaragen2

Mit der Etablierung von Quartiers-
garagen werden Stellplätze und Lade-
infrastruktur von Straßenflächen 
in Neubaugebieten in gut erreich-
bare, geordnete Bereiche verlagert. 
Ein entsprechendes Konzept wird 
erarbeitet, um Betrieb und Flächen-
bedarf festzulegen.

Umsetzung eines 
konsequenten  
Parkraummanage-
ments3

Ein gesamtstädtisches Parkraumma-
nagementkonzept wird entwickelt, 
das die Nutzung öffentlicher Stell-
plätze regelt. Es umfasst Regelungen 
für Kurz- und Langzeitparken, An-
wohnerparken, Wirtschaftsverkehre 
sowie weitere Nutzungsarten.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Parkraum- 
Bedarfsprüfung4

Im Rahmen der Aufwertung von 
Parkflächen wird der Bedarf für MIV, 
ÖPNV, Rad- und Fußverkehr sowie 
Grünanlagen zur Verbesserung des 
Mikroklimas und der Aufenthalts-
qualität geprüft. Soweit möglich, 
sollen diese Bedarfe in Parkhäusern 
und Tiefgaragen gedeckt werden.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Digitale Parkraum-
überwachung5

Sobald rechtliche Bedingungen es 
ermöglichen, wird der Parkraum 
durch digitale Überwachung effizient 
kontrolliert und eine kontinuierliche 
Auslastungsermittlung etabliert. 
Dies soll Parksuchverkehre und 
Falschparken reduzieren, während 
die erhobenen Daten in ein Park-
raummanagementsystem integriert 
werden.

Smartes  
Parkleitsystem6

Ein stadtweites, smartes Parkleitsys-
tem wird entwickelt, um Parksuch-
verkehre durch frühzeitige Steue-
rung zu minimieren. Echtzeitdaten 
sind digital abrufbar und ermögli-
chen eine Online-Navigation, ergänzt 
durch dynamische Textbausteine auf 
digitalen Schildern in Sondersitua-
tionen.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

 DIE MASSNAHMEN FÜR DEN RUHENDEN  
 KFZ-VERKEHR IM ÜBERBLICK 
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Wirtschaft s-
verkehr steuern

Der Transport von Gütern und Waren, aber auch die Mobilität von Personen im 
Kontext ihrer Arbeit - das ist der Wirtschaft sverkehr. Mit dem Hafen und dem 
Hauptgüterbahnhof sowie weiteren Standorten von Gewerbe und Industrie im 
Stadtgebiet, spielt der Wirtschaft sverkehr im Braunschweiger 
Mobilitätsentwicklungsplan eine große Rolle. Als zentrale Handlungsbedarfe wer-
den die Schaff ung von innovativer und stadtverträglicher City-Logistik gesehen. 
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Prüfung Verlage- 
rungen von Güterver-
kehr auf die Schiene2

In Zusammenarbeit mit der Braun-
schweiger Hafenbetriebsgesellschaft 
wird die Verlagerung von Lkw-Fahr-
ten auf alternative Verkehrsträger 
wie die Hafenbahn geprüft. Gleich-
zeitig wird die Erweiterung der 
Schieneninfrastruktur geprüft, um 
Gewerbegebiete besser anzubinden.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Planung und Einsatz 
von Klein- 
Verteilzentren5

Im Rahmen der Logistik- und Mobili-
tätsstudie wird ein Gesamtkonzept 
für möglichst dienstleisterübergrei-
fende Klein-Verteilzentren aufge-
stellt und umgesetzt.
Mikro-Depots sollen emissionsarme 
Fahrzeuge und die umweltfreund-
liche Belieferung von Innenstadt und 
Wohngebieten ermöglichen.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Umsetzung  
Logistik- und 
Mobilitätsstudie1

Die Logistik- und Mobilitätsstudie 
zeigt Möglichkeiten auf, die Letzte-
Meile-Verkehre in Braunschweigs 
Innenstadt zu beeinflussen. Die 
Umsetzung der Studienerkenntnisse 
erfolgt aufgrund der Umwelt- und 
Stadtentwicklungsrelevanz.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Entwicklung und  
Umsetzung eines 
Lkw-Leitsystems3

Für den Großraum- und Schwer-
lastverkehr werden Vorrangrouten 
festgelegt, um die Erreichbarkeit 
von Gewerbegebieten zu sichern. Bei 
Bedarf werden Durchfahrtverbote in 
sensiblen Bereichen eingeführt und 
eine gezielte Wegweisung für beide 
Verkehrsträger eingerichtet.

Aufbau eines  
effizienten Liefer-
zonenmanagements 
in Knotenpunkten4

Ein digitales und effizientes Liefer-
zonenmanagement soll das Parken 
in problematischen Bereichen wie 
auf Geh- und Radwegen verhindern. 
Dafür wird ein flächendeckendes 
Netz von Lieferzonen geschaffen 
und in das Parkraummanagement 
integriert.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Errichtung von  
Paketautomaten in 
Wohngebieten6

Die Einrichtung dienstleisterüber-
greifender Paketautomaten in Wohn-
gebieten und entlang alltäglicher 
Wege soll die Lieferung von Alltags-
waren vereinfachen. Die Automaten, 
ausgestattet mit Funktionen wie 
Kühlfächern und barrierefreier Nut-
zung, werden gezielt beworben, um 
eine breite Akzeptanz zu erreichen.

Stadtweite Kon-
trolle des Liefer-
zonenmanagements7

Die Einhaltung des Lieferzonen-
managements wird in der gesamten 
Stadt kontrolliert. Zur Verbesserung 
der Durchfahrtsbeschränkung in 
der Fußgängerzone wird der gezielte 
Einsatz versenkbarer Poller geprüft, 
unter Berücksichtigung der Anforde-
rungen der Rettungsdienste.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

 DIE MASSNAHMEN FÜR DEN  
 WIRTSCHAFTSVERKEHR IM ÜBERBLICK 
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Verkehrssicherheit 
erhöhen

Zur Staßenraumgestaltung gehört auch die Verkehrssicherheit. Deshalb wird 
inbesondere angestrebt, das Unfallrisiko für Zufußgehende und Radfahrende zu  
minimieren. Auch sensible Gruppen wie Senorinnen und Senioren sowie Kinder 
sollen stärker in den Fokus genommen werden. Stellen, an denen es besonders oft 
zu Unfällen kommt, sollen durch Verkehrsplanung sicherer gemacht werden.
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Abbau von Nutzungs-
konflikten1

Konflikte zwischen Verkehrsnutzen-
den werden analysiert und schritt-
weise verringert, indem auf Basis von 
Bestandsaufnahmen und Unfallana-
lysen geeignete Infrastrukturmaß-
nahmen geprüft werden. Besonders 
im Bereich von Stadtbahngleisen 
wird der Radverkehr verbessert und 
die Trennung von Fuß- und Radver-
kehr soll für mehr Sicherheit sorgen.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

 
Abbau von Nutzungs-
konflikten mit dem 
ruhenden  
Kfz-Verkehr2

Der ruhende Verkehr wird insbeson-
dere im Innnstadtbereich optimiert, 
bei gleichbleibendem Parkraumange-
bot. Schwerpunkte sind das Freihal-
ten von Sichtachsen, verstärkte Park-
raumüberwachung und konsequente 
Ahndung von Gehwegparken, wobei 
eine Restgehwegbreite von mindes-
tens 1,80 m sichergestellt wird.

Ausweitung der  
kommunalen  
(Geschwindigkeits-) 
überwachung3

Die kommunale Geschwindigkeits-
überwachung wird verstärkt, um die 
Einhaltung der Geschwindigkeits-
regeln zu sichern. Neben stationären 
Messgeräten kommen auch Dialog-
displays vor sensiblen Einrichtungen 
zum Einsatz.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

 DIE MASSNAHMEN FÜR DIE  
 VERKEHRSSICHERHEIT IM ÜBERBLICK 
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Mobilität  
managen

Mobilität besteht oft aus einzelnen Entscheidungen. Im Bereich Mobilitätsmanage-
ment sollen einfache Maßnahmen helfen, für bewusste Entscheidungen bei der 
Wahl des Verkehrsmittels zu sensibilisieren. Das kann durch Informationen, geziel-
te Prozesssteuerung und Beteiligung der Bürger:innen passieren. Die Änderungen 
von Gesetzen und die Veränderung finanzieller Rahmenbedingungen kann ebenso 
Einfluss haben. Ziel ist es, die vorhandene Infrastruktur effizienter zu nutzen. Be-
sonders wichtig ist dabei ein zentrales Management, das die gesamte Mobilitätsent-
wicklung steuert.
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Organisation der 
Schulmobilität1

In Zusammenarbeit mit Schulen und 
Kitas werden Maßnahmen ergriffen, 
um die "Elterntaxi-Problematik" zu 
entschärfen, etwa durch temporäre 
Straßensperrungen und die Ein-
richtung von Elternhaltestellen. Die 
bestehenden Schulwegpläne werden 
als Grundlage genutzt. Auch die Ver-
kehrserziehung ist ein Baustein der 
Schulmobilität.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Einrichten eines 
vorhabenbezogenen 
Arbeitskreises 2

Der Mobilitätsentwicklungsplan ist 
auf das Jahr 2035 und darüber hinaus 
ausgerichtet, wobei ein vorhabenbe-
zogener Arbeitskreis aus Verwaltung, 
Politik und Verbänden die Umset-
zung begleitet. Dieser Arbeitskreis 
trifft sich mindestens einmal jährlich 
zur Rückkopplung und dient auf 
Anfrage der Kontrolle und Evaluation 
des Fortschritts.

Mobilitätsberatung 
und -angebote für 
Bürger:innen3

Telefonische Beratungen und Be-
ratungsangebote in Kundenzentren 
der BSVG helfen neu Hinzugezoge-
nen, nachhaltige Mobilitätsroutinen 
zu entwickeln. Dazu gehören unter 
anderem persönliche Mobilitäts-
beratung, Mobilitätspakete wie 
BSVG-Gutscheine und Hinweise zum 
Bewohnerparken.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Beratung zum be-
trieblichen Mobili-
tätsmanagement4

Unternehmen erhalten Beratungen 
zur Förderung des betrieblichen 
Mobilitätsmanagements.  Neben 
Fahrradförderungen wie Duschen, 
Fahrradleasing und sicheren Ab-
stellmöglichkeiten wird das Angebot 
aktiv beworben und nach einem Jahr 
auf Nachfrage hin angepasst.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

Ausweitung des 
veranstaltungsbezo-
genen Mobilitätsma-
nagements5

Ein veranstaltungsbezogenes Mobili-
tätsmanagement entwickelt stand-
ortgerechte Mobilitätskonzepte, etwa 
für Fahrradabstellanlagen, und för-
dert die Nutzung von Kombi-Tickets 
wie P+R-Tickets im ÖV. Veranstalten-
den werden Beratungsmöglichkeiten 
geboten.

Schaffung eines 
interaktiven  
Stadtplans6

Ein interaktiver Stadtplan im Smart-
City-Dashboard verknüpft städtische 
und regionale Mobilitätsangebote, 
um intermodale Wegeketten über 
Stadtgrenzen zu erleichtern. Echt-
zeitdaten zu Verkehr, Parkhausaus-
lastung und ÖPNV-Verspätungen 
optimieren die Parkraumauslastung.

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

sehr niedrig sehr hoch

Priorität

 DIE MASSNAHMEN FÜR DAS  
 MOBILITÄTSMANAGEMENT IM ÜBERBLICK 
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Attraktive Räume und hochwertig gestaltete öffentliche Räume tragen zur Bele-
bung der Stadt bei und schaffen Vorteile für Handel, Gastronomie, Dienstleistung 
und Tourismus.

Zur Stärkung der öffentlichen Räume sollen in Braunschweig demnach kurze Wege und 
öffentliche Räume für Menschen geschaffen werden. Das Konzept der 15-Minuten-Stadt, 
in der alle Wege des Alltags innerhalb von 15 Minuten erreicht werden können, dient 
dafür als Vorbild. Damit die Umsetzung erfolgen kann, müssen Vertreter:innen der Stadt- 
und Verkehrsplanung Hand in Hand arbeiten. Damit wird die Nahmobilität gestärkt und 
Stadt- und Verkehrsplanung zusammengedacht.

Öffentliche Räume 
stärken
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